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1 6 . Kundmachung: Beitritt Liechtensteins zum Europarat
1 7 . Kundmachung: Änderung der Satzung des Europarates
1 8 . Ergänzungsprotokoll zum Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung einer-

seits und den Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl und der Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl andererseits über die Einführung direkter internationaler
Eisenbahntarife im Durchgangsverkehr mit Kohle und Stahl durch das Staats-
gebiet der Republik Österreich

1 9 . Vereinbarung zwischen dem Staatssekretär für Verkehr der französischen Republik und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich: Abweichung für Ver-
suchszwecke, gemäß Rn. 2010 des ADR, betreffend die Beförderung von
Kalkammonsalpeter mit einem Stickstoffgehalt von weniger als 28%

20. Vereinbarung Österreich—Hongkong über ein Exportautorisationssystem für Textilien
21. Vereinbarung Österreich—Hongkong gemäß Artikel 3 des Abkommens über den Inter-

nationalen Handel mit Textilien

1 6 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
9. Jänner 1979 betreffend den Beitritt

Liechtensteins zum Europarat

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Eu-
roparates hat Liechtenstein am 23. November

1978 seine Beitrittsurkunde zur Satzung des
Europarates (BGBl. Nr. 121/1956, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 86/1978) hinterlegt.

Kreisky

17. Kundmachung des Bundeskanzlers vom 9. Jänner 1979 über die Änderung
der Satzung des Europarates

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates wurde die Satzung des Europarates,
BGBl. Nr. 121/1956, in der Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 253/1965, 40/1971, 150/1971,
111/1975 und 619/1976 wie folgt geändert:

Art. 26 hat zu lauten:
(Übersetzung)
„ARTIKEL 26

Die Mitglieder haben An-
spruch auf nachstehend angege-
bene Zahl von Sitzen:
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Gemäß Art. 41 Abs. d der Satzung des Europarates ist der geänderte Wortlaut des Art. 26
der Satzung am 27. November 1978 in Kraft getreten.

Kreisky

18 .
E R G Ä N Z U N G S P R O T O K O L L

ZUM ABKOMMEN VOM 26. JULI 1957
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG EINERSEITS UND
DEN REGIERUNGEN DER MITGLIED-
STAATEN DER EUROPÄISCHEN GE-
MEINSCHAFT FÜR KOHLE UND
STAHL UND DER HOHEN BEHÖRDE
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT
FÜR KOHLE UND STAHL ANDERER-
SEITS ÜBER DIE EINFÜHRUNG DIREK-
TER INTERNATIONALER EISENBAHN-
TARIFE IM DURCHGANGSVERKEHR
MIT KOHLE UND STAHL DURCH DAS
STAATSGEBIET DER REPUBLIK ÖSTER-

REICH •)

Die Österreichische Bundesregierung
einerseits und

die Regierungen der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(nachstehend „Gemeinschaft" genannt) und die
Kommission der Europäischen Gemeinschaften

andererseits

SIND ÜBER FOLGENDE BESTIMMUNGEN
ÜBEREINGEKOMMEN:

ARTIKEL 1

Die Regierungen des Königreichs Dänemark,
Irlands sowie des Vereinigten Königreichs Groß-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 63/1958
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britannien und Nordirland treten dem Abkom-
men vom 26. Juli 1957 zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung einerseits und den Regie-
rungen der Mitgliedstaaten der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der
Höhen Behörde der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl andererseits über die Ein-
führung direkter internationaler Eisenbahntarife
im Durchgangsverkehr mit Kohle und Stahl
durch das Staatsgebiet der Republik Österreich,
geändert durch das Ergänzungsabkommen vom
29. November 1960 *) (nachstehend „Abkom-
men" genannt), bei.

ARTIKEL 2

Der im Anhang wiedergegebene dänische und
englische Wortlaut des Abkommens ist gleicher-
maßen verbindlich wie die Urschriften.

ARTIKEL 3

Die Kommission der Europäischen Gemein-
schaften erkennt dieses Protokoll durch ihre
Unterzeichnung als verbindlich an.

Jede der Regierungen der Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft notifiziert der Österreichischen
Bundesregierung, daß die Voraussetzungen für
das Inkrafttreten dieses Protokolls nach ihrem
innerstaatlichen Recht erfüllt sind.

Dieses Protokoll tritt einen Monat nach dem
Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Österreichische
Bundesregierung den anderen Parteien des Ab-
kommens notifiziert, daß sie die Mitteilungen
gemäß Absatz 2 erhalten hat und die Voraus-
setzungen für das Inkrafttreten dieses Protokolls
auch nach dem österreichischen Recht erfüllt sind.

ARTIKEL 4

Dieses Protokoll wird bei der Österreichischen
Bundesregierung hinterlegt. Diese übersendet den
Regierungen der Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft und der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften beglaubigte Abschriften.

ZU URKUND DESSEN haben die unter-
zeichneten, ordnungsmäßig bevollmächtigten Ver-
treter der Österreichischen Bundesregierung, der
Regierungen der Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft sowie der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften ihre Unterschriften unter dieses
Protokoll gesetzt.

Geschehen zu Brüssel am zehnten Oktober
neunzehnhundertvierundsiebzig in einer Urschrift

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 254/1961
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in dänischer, deutscher, englischer, französischer,
italienischer und niederländischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut verbindlich ist.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Reiterer m. p.

Für die Regierung des Königreichs Belgien:
J. van der Meulen

Für die Regierung des Königreichs Dänemark:
Ole Beck m. p.

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland:

Boemcke m. p.

Für die Regierung der Französischen Republik:
E. Burin des Roziers m. p.

Für die Regierung Irlands:
Brendan Dillon m. p.

Für die Regierung der Italienischen Republik:
Bombassei de Vetto m. p.

Für die Regierung des Großherzogtums Luxemburg:

Paul Peters m. p.

Für die Regierung des Königreichs der Niederlande:
Sassen m. p.

Für die Regierung des Vereinigten Königreichs Groß-
britannien und Nordirland:

Michael Palliser m. p.

Im Namen der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften :

E. Wellenstein m. p.

Das Ergänzungsprotokoll ist gemäß seinem Art. 3 dritter Absatz am 6. November 1978 in
Kraft getreten.

Androsch

1 9 .

(Übersetzung)

Vereinbarung
zwischen dem Staatssekretär für Verkehr
der französischen Republik und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich: ABWEICHUNG für Versuchs-
zwecke, gemäß Rn. 2 010 des ADR, be-
treffend die Beförderung von Kalkammon-
salpeter mit einem Stickstoffgehalt von

weniger als 28%

In Abweichung von den Bestimmungen der
Rn. 2 501 des ADR gilt Kalkammonsalpeter,
Stoff der Klasse 5.1, Ziffer 6 c), nicht als ge-
fährliches Gut, wenn sein Stickstoffgehalt 28%
nicht übersteigt.
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Diese Vereinbarung gilt für Beförderungen
zwischen Frankreich und Österreich.

Paris, am 7. Oktober 1977

Für Frankreich zuständige Behörde:
L'Ingénieur en Chef des Ponts et Chaussées:

P. Marrec

Wien, 1978 11 20

Für den Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich:

Hehenberger

Androsch

20.
(Übersetzung)

VEREINBARUNG

1. Nach Überprüfung der derzeitigen Struktur
und der Entwicklung des Handels mit bestimmten
von Hongkong nach Österreich exportierten
Textilerzeugnissen kommen Österreich und
Hongkong überein, daß ein Exportautorisations-
system, welches die folgenden Vorkehrungen
in bezug auf die im Anhang zu dieser Verein-
barung angeführten Erzeugnisse erfaßt, für die
Zeit vom 1. Feber 1979 bis 31. Jänner 1980
gelten soll.

2. Hongkong wird alle Exporte jener Erzeug-
nisse, die im Anhang angeführt sind, von der
Ausstellung von Exportautorisationen durch
das Ministerium für Handel, Industrie und Zölle
in Hongkong abhängig machen. Eine Export-
autorisation wird nur gegen Nachweis eines
verbindlichen Vertrages für die erfaßten Erzeug-
nisse ausgestellt werden und bis zu sechs Monaten
ab Ausstellungsdatum gültig sein.

3. Ausfuhrbewilligungen zur Versendung von
Waren auf Grund von Exportautorisationen
werden von Hongkong gegen Vorlage der
gültigen Exportautorisation innerhalb ihrer Gül-
tigkeitsdauer ausgestellt werden. Eine Ausfuhr-
bewilligung wird 28 Tage vom Tag der Aus-
stellung an Gültigkeit haben. Hongkong wird
keine Ausfuhrbewilligungen für Ausfuhren jener
Produkte nach Österreich, die im Anhang ange-
führt sind, ausstellen, welche nicht durch eine
gültige Exportautorisation abgedeckt sind.

4. Hongkong wird Österreich halbmonatliche
statistische Berichte über die Mengen jener im
Anhang angeführten Erzeugnisse zur Verfügung
stellen, die durch für Exporteure Hongkongs
ausgestellte Exportautorisationen abgedeckt sind.



348 7. Stück — Ausgegeben am 16. Jänner 1979 — Nr. 20

Hongkong stimmt zu, Österreich über Ansuchen
um Erteilung von Exportautorisationen in unge-
wöhnlicher Höhe für ein bestimmtes Erzeugnis
unverzüglich nach deren Einlangen in Kenntnis
zu setzen.

5. Österreich wird Importe von Textilerzeug-
nissen, deren Ursprungsland Hongkong ist und
die im Anhang angeführt sind, nur zulassen, wenn
sie von einer Kopie einer Ausfuhrbewilligung
begleitet sind, die vom Ministerium für Handel,
Industrie und Zölle in Hongkong ausgestellt
wurde.

6. Österreich kann Hongkong um die Aus-
setzung der Ausstellung von Exportautorisatio-
nen ersuchen, wenn nach österreichischer Auf-
fassung der österreichische Markt durch Ein-
fuhren aus Hongkong von den durch diese Ver-
einbarung erfaßten Erzeugnissen im Sinne der
Definition der Marktstörung gemäß Anhang A
des Abkommens über den Internationalen Handel
mit Textilien *) einer Störung ausgesetzt ist. Einem
solchen Ersuchen sind ein Konsultationsersuchen
gemäß Artikel 3 des Abkommens über den
Internationalen Handel mit Textilien und genaue
Unterlagen über die Gründe und Rechtfertigung
des Konsultationsersuchens, einschließlich der
letzten statistischen Daten betreffend die Merk-
male der Marktstörung, beizuschließen.

7. Nach Erhalt eines solchen Ersuchens um
Aussetzung und Einleitung von Konsultationen
hat Hongkong sofort die Ausstellung von
Exportautorisationen für die in Frage kommenden
Erzeugnisse einzustellen. Hongkong kann jedoch
die Ausstellung von Ausfuhrbewilligungen bei
Vorlage gültiger Exportautorisationen, die vor
der Aussetzung ausgestellt wurden, fortsetzen.

8. Im Falle einer Aussetzung der Ausstellung
von Exportautorisationen kann Hongkong die
Gültigkeitsdauer bereits ausgestellter Export-
autorisationen für einen Zeitraum von höchstens
90 Tagen verlängern, wenn es überzeugt ist,
daß die Unterlassung der Beantragung einer
Ausfuhrbewilligung innerhalb der Gültigkeits-
dauer der Exportautorisation durch Umstände
verursacht wurde, die außerhalb des Einflusses
der Person waren, für welche die Exportautori-
sation ausgestellt wurde.

9. Hongkong und Österreich stimmen überein,
auf Ersuchen jeder der beiden Vertragsteile hin-
sichtlich jeder Angelegenheit, die sich aus der
Durchführung dieser Vereinbarung ergibt, in
Konsultationen einzutreten.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974 in der
Fassung des Protokolls über die Verlängerung BGBl.
Nr. 362/1978



7. Stück — Ausgegeben am 16. Jänner 1979 — Nr. 20 349

10. Der Anhang zu dieser Vereinbarung ist ein
integrierender Bestandteil derselben.

Für Österreich

Dr. Rudolf Willenpart

Ministerialrat
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und

Industrie

Wien, 6. November 1978

Für Hongkong

W. Dorward

Stellvertretender Direktor für Handel, Industrie
und Zölle

Hongkong, 17. November 1978



350 7. Stück — Ausgegeben am 16. Jänner 1979 — Nr. 20



7. Stück — Ausgegeben am 16. Jänner 1979 — Nr. 20 351



352 7. Stück — Ausgegeben am 16. Jänner 1979 — Nr. 20



7. Stück — Ausgegeben am 16. Jänner 1979 — Nr. 20 353



354 7. Stück — Ausgegeben am 16. Jänner 1979 — Nr. 20

Anhang
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Androsch
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21 .

(Übersetzung)

VEREINBARUNG

Einleitung

1. Diese Vereinbarung legt die Vorkehrungen
fest, die zwischen Hongkong und Österreich
hinsichtlich der Exporte von bestimmten Textil-
erzeugnissen von Hongkong nach Österreich
vereinbart wurden.

2. Diese Vorkehrungen wurden unter Bedacht-
nahme auf das Abkommen über den Internatio-
nalen Handel mit Textilien*) und insbesondere
auf dessen Artikel 3 getroffen.

Geltungsbereich

3. Diese Vorkehrungen finden auf Exporte der
im Anhang zu diesem Übereinkommen ange-
führten Textilerzeugnisse von Hongkong nach
Österreich Anwendung.

Beschränkungsdauer

4. Diese Vorkehrungen gelten vom 1. Februar
1979 bis 31. Jänner 1980.

5. Hongkong wird Exporte der im Anhang
angeführten Erzeugnisse auf die in Spalte (e)
für den in obigem Absatz 4 bezeichneten Zeit-
raum angegebenen Kontingente, vorbehaltlich
der nachstehenden Absätze 8 bis 10, beschränken.

6. Für die Zwecke dieser Vereinbarung wird
Österreich Importe von Textilerzeugnissen, deren
Ursprungsland Hongkong ist und die im Anhang
angeführt sind, nur zulassen, wenn sie von Aus-
fuhrbewilligungen begleitet sind, die am und
nach dem 1. Februar 1979 vom Ministerium für
Handel, Industrie und Zölle in Hongkong aus-
gestellt wurden und mit dem Vermerk versehen
sind, daß mit den betreffenden Warensendungen
die vereinbarten Kontingente belastet wurden.

7. Ferner wird Österreich Importe von Textil-
erzeugnissen zulassen, deren Ursprungsland
Hongkong ist und die im Anhang angeführt
sind, wenn solche Importe von Ausfuhrbewilli-
gungen begleitet sind, die vom Ministerium für
Handel, Industrie und Zölle in Hongkong am
oder vor dem 31. Jänner 1979 gemäß den Be-
dingungen der am 30. Jänner 1978 in Wien und
am 17. Februar 1978 in Hongkong unterzeich-
neten Vereinbarung zwischen Hongkong und
Österreich**) ausgestellt wurden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974 in der
Fassung des Protokolls über die Verlängerung BGBl.
Nr. 362/1978
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 207/1978



7. Stück — Ausgegeben am 16. Jänner 1979 — Nr. 21 359

Transferierung

8. Jedes der in Spalte (e) des Anhanges ange-
führten Kontingente kann während der Be-
schränkungsdauer um höchstens 6% erhöht
werden, vorausgesetzt, daß eine entsprechende
Reduzierung bei einem anderen Kontingent
vorgenommen wird.

9. Für die Zwecke der Berechnung solcher
entsprechender Reduzierungen finden die in
Spalte (f) des Anhanges angeführten Umrech-
nungsfaktoren Anwendung.

Übertrag/Vorgriff

10. Sollten diese Vorkehrungen für einen wei-
teren Zeitraum verlängert werden, finden die
im Anhang B des Abkommens über den Inter-
nationalen Handel mit Textilien angeführten
Bestimmungen über Übertrag und Vorgriff
Anwendung.

Wiederausfuhr aus Österreich

11. Österreich wird, soweit als möglich, Hong-
kong davon in Kenntnis setzen, wenn Importe
der im Anhang angeführten Textilerzeugnisse
nach Österreich, mit denen die vereinbarten
Kontingente belastet wurden, später aus Öster-
reich wieder ausgeführt werden. Hongkong
kann dann die in Betracht kommenden Mengen
den entsprechenden Kontingenten gutschreiben.

Austausch von Statistiken

12. Hongkong wird Österreich halbmonatliche
Statistiken über die im Anhang angeführten
Textilerzeugnisse zur Verfügung stellen, für die
für den Export nach Österreich Bewilligungen
unter Belastung der in Spalte (e) des Anhanges
angeführten Kontingente ausgestellt wurden.

13. Österreich wird Hongkong vierteljährliche
Statistiken über die Gesamtimporte und die
Importe aus Hongkong sowie aus anderen
wichtigen Lieferländern von jedem der im
Anhang angeführten Textilerzeugnisse zur Ver-
fügung stellen.

Konsultationen

14. Österreich und Hongkong stimmen überein,
auf Ersuchen jeder der beiden Vertragsteile,
hinsichtlich jeder Angelegenheit, die sich aus
der Durchführung dieser Vereinbarung ergibt,
in Konsultationen einzutreten.

15. Falls Hongkong der Ansicht ist, daß als
Folge der durch diese Vorkehrungen aufer-
legten Beschränkung, Hongkong in eine unbillige
Lage gegenüber einem Drittland gebracht wird,.
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kann Hongkong Österreich um Konsultationen
wegen einer Abhilfsmaßnahme, wie zum Beispiel
einer angemessenen Abänderung dieser Verein-
barung, ersuchen.

Für Österreich

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie

Wien, 6. November 1978

Für Hongkong

W. Dorward
Stellvertretender Direktor für Handel, Industrie

und Zölle

Hongkong, 17. November 1978
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Anhang

Androsch
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